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Drudtsadie 3099 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 16. Januar 1957 

4 — 44000 — 3580/56 III 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes über die Entsdiadigung 
der ehrenamtlichen Beisitzer bei den Gerichten 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Justiz. 

Der Bundesrat hat in seiner 169. Sitzung am 21. Dezember 1956 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem 
Entwurf wie aus Anlage 2 ersichtlich Stellung zu nehmen. Im übri- 
gen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine Einwendungen 
erhoben. Er ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustimmung 
bedarf. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 

Der Entwurf enthält in verschiedenen Punkten gleiche oder ähnliche 
Regelungen wie Artikel VI des Entwurfs eines Gesetzes zur Än- 
derung und Ergänzung kostenrechtlicher Vorschriften — Druck- 
sache 2545 — (Gesetz über die Entschädigung von Zeugen und 
Sachverständigen, S. 49 ff.). Sollte sich bei den weiteren Beratungen 
ergeben, daß eine Einbeziehung des jetzt vorgelegten Gesetzent- 
wurfs In die „Kostenrechtsreform“ zweckmäßig oder geboten ist, 
so wird die Bundesregierung geeignete Vorschläge machen. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h c. Blücher 


Druck: Bonner UnlverdUte-Buchdnidcerel. Bonn 
▲nein vertrieb: Dr. Hem Heger, Batl Oo<lesberg, 
Rheinallee 20, Telelon 3551 



Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Entschädigung der ehrenamtlichen Beisitzer 
bei den Gerichten 


ERSTER ABSCHNITT 


§1 

Geltungsbereich und Grundsatz 
der Entschädigung 

Die ehrenamtlichen Beisitzer bei den or- 
dentlichen Gerichten und den Gerichten für 
Arbeitssachen sowie bei den Gerichten der 
Verwaltungs-, der Finanz- und der Sozial- 
gerichtsbarkeit erhalten eine Entschädigung 
für 


1. Zeitversäumnis (§ 2), 

2. Fahrtkosten und Fußwegstrecken (§ 3), 

3. Aufwand (§§ 4 bis 6). 


§2 


Entschädigung für Zeitversäumnis 


(1) Die ehrenamtlichen Beisitzer werden 
für ihre Zeitversäumnis entschädigt. 


(2) Entsteht dem ehrenamtlichen Beisitzer 
ein Verdienstausfall, so beträgt die Entschä- 
digung für jede Stunde der versäumten Ar- 
beitszeit wenigstens zwei Deutsche Mark und 
höchstens vier Deutsche Mark. Dabei ist auch 
die Zeit zu berücksichtigen, in der er seine 
gewöhnliche Beschäftigung nicht wieder auf- 
nehmen kann. Die letzte, bereits begonnene 
Stunde wird voll gerechnet. Die Entschädi- 
gung richtet sich nach dem regelmäßigen 
Bruttoverdienst. 


(3) Soweit ein Verdienstausfall nicht nach- 
weisbar oder nicht eingetreten ist, erhalten 
die ehrenamtlichen Beisitzer wenigstens die 
nach dem geringsten Satz bemessene Entschä- 
digung. 


(4) Die Entschädigung darf den Gesamt- 
betrag von zweiunddreißig Deutsche Mark je 
Tag nicht übersteigen. 

§ 3 

Fahrtkosten, Wegegeld 

(1) Den ehrenamtlichen Beisitzern werden 
die notwendigen Fahrtkosten ersetzt. 

(2) Bei Benutzung von öffentlichen, regel- 
mäßig verkehrenden Beförderungsmitteln 
werden die wirklichen Auslagen einschließlich 
der Kosten für die Beförderung des notwen- 
digen Gepäcks bis zur Höhe der Tarife der 
ersten Wagen- oder Schiffsklasse ersetzt. Die 
Mehrkosten für zuschlagspflichtige Züge kön- 
nen erstattet werden, wenn ihre Benutzung 
nach den Verkehrsverhältnissen zweckmäßig 
gewesen ist, insbesondere, um die Gesamt- 
dauer der Reise abzukürzen. 

(3) Für Fußwege und bei Benutzung von 
anderen als öffentlichen, regelmäßig verkeh- 
renden Beförderungsmitteln werden bei Ent- 
fernungen von mehr als zwei Kilometern für 
jeden angefangenen Kilometer des Hin- und 
Rückweges 0,25 Deutsche Mark gewährt. 
Kann ein Hin- und Rückweg von zusammen 
mehr als zweihundert Kilometern mit öf- 
fentlichen, regelmäßig verkehrenden Beför- 
derungsmitteln zurückgelegt werden, so gilt 
Satz 1 nur insoweit, als die Mehrkosten ge- 
genüber der Benutzung von öffentlichen, 
regelmäßig verkehrenden Beförderungsmit- 
teln durch eine Minderausgabe an Entschädi- 
gung ausgeglichen werden. Kann der ehren- 
amtliche Beisitzer wegen besonderer Um- 
stände ein öffentliches, regelmäßig verkeh- 
rendes Beförderungsmittel nicht benutzen, so 
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werden die nach gewiesenen Mehrauslagen er- 
setzt, soweit sie angemessen sind. 

(4) Für Reisen während der Tagung wer- 
den Fahrtkosten nur insoweit ersetzt, als 
Mehrbeträge an Entschädigung erspart wer- 
den, die beim Verbleiben am Sitzungsort ge- 
währt werden müßten. 

(5) Tritt der ehrenamtliche Beisitzer die 
Reise zum Sitzungsort von einem anderen 
als seinem Wohnort an oder fährt er nach der 
Sitzung zu einem anderen Ort als seinem 
Wohnort, so werden die Fahrtkosten bis zur 
Fiöhe der bei der Fahrt von und zum Wohn- 
ort zu erstattenden Kosten ersetzt. Mehr- 
kosten werden nach billigem Ermessen er- 
setzt, wenn der ehrenamtliche Beisitzer zu 
diesen Fahrten durch besondere Umstände 
genötigt war. 


§4 

Entschädigung für Aufwand 

(1) Die ehrenamtlichen Beisitzer erhalten 
eine Entschädigung für den mit ihrer Dienst- 
leistung verbundenen Aufwand. 

(2) Ehrenamtliche Beisitzer, die innerhalb 
der Gemeinde, in der die Sitzung stattfindet, 
weder wohnen noch berufstätig sind, erhal- 
ten ein Tagegeld 

von fünf Deutsche Mark für jeden Tag, an 
dem sie aus Anlaß der Dienstleistung mehr 
als fünf bis acht Stunden, 

von acht Deutsche Mark für jeden Tag, an 
dem sie aus Anlaß der Dienstleistung mehr 
als acht bis zwölf Stunden, 

von zwölf Deutsche Mark für jeden Tag, an 
dem sie aus Anlaß der Dienstleistung mehr 
als zwölf Stunden 

von ihrem Wohnort abwesend sein müssen. 

Bei Abwesenheit bis zu fünf Stunden werden 
die nachgewiesenen notwendigen Auslagen 
bis zu vier Deutsche Mark erstattet. 

(3) Ehrenamtliche Beisitzer, die innerhalb 
der Gemeinde, in der die Sitzung stattfindet, 
wohnen oder berufstätig sind, erhalten ein 
Tagegeld 

von vier Deutsche Mark, wenn sie an einer 
Sitzung mehr als fünf Stunden teilnehmen. 

Übersteigen ihre Auslagen diesen Betrag, so 
werden die nachgewiesenen notwendigen 
Auslagen bis zur Fiöhe der in Absatz 2 vor- 
gesehenen Sätze erstattet. Bei einer Sitzungs- 
dauer bis zu fünf Stunden werden die nach- 


gewiesenen notwendigen Auslagen bis zu vier 
Deutsche Mark ersetzt. 

(4) Ist eine auswärtige Übernachtung not- 
wendig, so wird ein Übernachtungsgeld in 
Höhe des Satzes für Bundesbeamte der Reise- 
kostenstufe II gewährt. 

Ersatz sonstiger Aufwendungen 

Notwendige bare Auslagen, die nicht den 
durch den Aufenthalt außerhalb der Woh- 
nung verursachten Aufwand betreffen, sind 
dem ehrenamtlidien Beisitzer zu ersetzen. 
Dies gilt besonders von den Kosten einer 
notwendigen Vertretung. 


§6 

Entschädigung des Begleiters 

Bedarf der ehrenamtliche Beisitzer wegen 
Gebrechens eines Begleiters, so sind die Ent- 
schädigungen für beide zu gewähren. 


§7 


Ehrenamtliche Beisitzer 
bei den oberen Bundesgerichten 


Die Aufwandsentschädigung der ehren- 
amtlichen Beisitzer bei den oberen Bundes- 
gerichten erhöht sich im Falle des § 4 Abs. 2 
Satz 1 auf das Eineinhalbfache der dort fest- 
gelegten Sätze. Im Falle des § 4 Abs. 4 er- 
halten sie ein Übernachtungsgeld in Höhe des 
Satzes für Bundesbeamte der Reisekosten- 
stufe I b. 


§ 8 


Entschädigung in besonderen Fällen 
des Arbeits- und des Sozialgerichtsgesetzes 


Die Entschädigung nach den §§ 1 bis 7 
wird auch gewährt, wenn die ehrenamtlichen 
Beisitzer bei den Gerichten für Arbeitssachen 
und den Gerichten der Sozialgerichtsbarkeit 
in dieser Eigenschaft an der Wahl von gesetz- 
lich für sie vorgesehenen Ausschüssen oder an 
den Sitzungen solcher Ausschüsse teilnehmen 
(§§ 29, 38 des Arbeitsgerichtsgesetzes, §§ 23, 
35 Abs. 1, § 47 des Sozialgerichtsgesetzes). 


§9 

Aufrundung 

Die dem ehrenamtlichen Beisitzer zu zah- 
lende Gesamtentschädigung wird auf zehn 
Deutsche Pfennig aufgerundet. 
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§ 10 

Vorschuß 

Den ehrenamtlichen Beisitzern ist auf An- 
trag ein angemessener Vorschuß zu bewil- 
ligen. 

§ 11 

Erlöschen des Anspruchs 

Der Anspruch auf Entschädigung erlischt, 
wenn er nicht binnen eines Jahres nach Be- 
endigung der Dienstleistung bei der Stelle 
geltend gemacht wird, welche die Entschädi- 
gung anzuweisen hat. 

§ 12 

Gerichtliche Festsetzung 

(1) Die dem ehrenamtlichen Beisitzer zu 
gewährende Entschädigung wird durch ge- 
richtlichen Beschluß festgesetzt, wenn der 
ehrenamtliche Beisitzer oder die Staatskasse 
die richterliche Festsetzung beantragen. Zu- 
ständig ist das Gericht, bei dem der ehren- 
amtliche Beisitzer mitgewirkt hat. Das Ge- 
richt kann seine Festsetzung von Amts wegen 
ändern. 

(2) Gegen die richterliche Festsetzung ist 
die Beschwerde zulässig, wenn der Wert des 
Beschwerdegegenstandes fünfzig Deutsche 
Mark übersteigt. Beschwerdeberechtigt sind 
nur der ehrenamtliche Beisitzer und die 
Staatskasse. Eine Beschwerde an ein oberes 
Bundesgericht ist nicht zulässig. Die Be- 
schwerde wird bei dem Gericht eingelegt, das 
die angefochtene Entscheidung erlassen hat. 
Das Gericht kann der Beschwerde abhelfen. 

(3) Die Entscheidungen treffen die richter- 
lichen Mitglieder des Gerichts allein. 

(4) Anträge, Erklärungen und Beschwer- 
den können zu Protokoll der Geschäftsstelle 
gegeben oder schriftlich ohne Mitwirkung 
eines Rechtsanwalts eingereicht werden. 

§ 13 

Entschädigung der Vertrauensleute 

(1) Nach den §§ 2 bis 6 sowie 9 bis 11 
werden entschädigt 

1. die Vertrauenspersonen in den Ausschüs- 
sen zur Wahl von Schöffen und Geschwo- 
renen (§ 40 des Gerichtsverfassungsgeset- 
zes); 


2. die Vertrauensleute in den Ausschüssen 
zur Wahl der ehrenamtlichen Verwaltungs- 
richter (§ 27 der Verwaltungsgerichtsord- 
nung); 

3. die Vertrauensleute in den Ausschüssen 
zur Wahl der ehrenamtlichen Finanzrichter 
(§ 26 der Finanzgerichtsordnung); 

4. die nicht im öffentlichen Dienst stehenden 
Mitglieder der nach § 18 des Arbeitsge- 
richtsgesetzes errichteten Ausschüsse; 

5. die nicht im öffentlichen Dienst stehenden 
Mitglieder der nach § 1 1 des Sozialgerichts- 
gesetzes errichteten Ausschüsse. 

(2) § 12 gilt entsprechend. Für die gericht- 
liche Festsetzung ist das Gericht zuständig, 
bei dem der Ausschuß gebildet ist. 

§ 14 

Besondere Regelungen 

Die Bestimmungen über die Entschädigung 
von Personen, die als Beisitzer bei den in § 1 
genannten Gerichten in ehren- oder berufs- 
gerichtlichen Verfahren mitwirken, bleiben 
unberührt. Das gleiche gilt für die Bestim- 
mungen über die Entschädigung der Beisit- 
zer bei Dienst- und Dienststrafgerichten. 

ZWEITER ABSCHNITT 
S 15 

Änderung des Gerichtsverfassungsgesetzes 

Das Gerichtsverfassungsgesetz wird wie 
folgt geändert: 

1. § 55 erhält folgende Fassung: 

4 55 

Die Schöffen und Vertrauenspersonen 
des Ausschusses erhalten eine Entschädi- 
gung nach dem Gesetz über die Entschädi- 
gung der ehrenamtlichen Beisitzer bei den 
Gerichten.“ 

2. § 107 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Handelsrichtern, die ihren Wohn- 
sitz oder ihre gewerbliche Niederlassung 
am Sitz der Kammer für Handelssachen 
haben, werden die notwendigen Fahrt- 
kosten für die Benutzung von öffentlichen, 
regelmäßig verkehrenden Beförderungs- 
mitteln erstattet.“ 



3. § 107 erhält folgenden neuen Absatz 4: 

„(4) Den Handelsrichtern werden jedoch 
bei Fußwegen und bei Benutzung von an- 
deren als öffentlichen, regelmäßig verkeh- 
renden Beförderungsmitteln bei Entfer- 
nungen von mehr als zwei Kilometern für 
jeden angefangenen Kilometer des Hin- 
und Rückweges 0,25 Deutsche Mark ge- 
währt. Kann ein Hin- und Rüdeweg von 
zusammen mehr als zweihundert Kilo- 
metern mit öffentlichen, regelmäßig ver- 
kehrenden Beförderungsmitteln zurückge- 
legt werden, so gilt Satz 1 nur insoweit, 
als die Mehrkosten gegenüber der Benut- 
zung von öffentlichen, regelmäßig verkeh- 
renden Beförderungsmitteln durch eine 
Minderausgabe an Tage- und Übernach- 
tungsgeldern ausgeglichen werden. Kann 
der Handelsrichter wegen besonderer Um- 
stände ein öffentliches, regelmäßig verkeh- 
rendes Verkehrsmittel nicht benutzen, so 
werden die nachgewiesenen Mehrauslagen 
ersetzt, soweit sie angemessen sind.“ 

§ 16 

Änderung des Gesetzes 
über die Untersuchung von Seeunfällen 

Das Gesetz über die Untersuchung von 
Seeunfällen vom 28. September 1935 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 1183) wird wie folgt geändert: 

1, § 8 Abs. 5, 6 erhalten folgende Fassung: 

„(5) Die Beisitzer erhalten aus Landes- 
mitteln eine Entschädigung nach §§ 2 bis 6 
und 9 bis 11 des Gesetzes über die Ent- 
schädigung der ehrenamtlichen Beisitzer 
bei den Gerichten. Die Entschädigung für 
Aufwand nach § 4 beträgt in jedem Falle 
mindestens fünf Deutsche Mark. 

(6) Im übrigen gelten für das Amt des 
Beisitzers und für die Befähigung und Be- 
rufung dazu die Vorschriften der §§31 bis 
35, 50 bis 54 und 56 mit Ausnahme von 
§ 33 Nr. 2 des Gerichtsverfassungsgesetzes 
entsprechend; die nach § 52 Abs. 3, § 53 
Abs. 2, §§ 54 und 56 des Gerichtsverfas- 
sungsgesetzes erforderlichen Entscheidungen 
trifft der Vorsitzende des Seeamts.“ 

2. § 11 Abs. 5 erhält folgende Fassung: 

„(5) Im übrigen gelten entsprechend § 6 
Abs. 1 Satz 3, §§ 7, 8 Abs. 1 und 6, § 9 
Satz 2, § 16 Abs. 2 sowie §§ 2 bis 11 des 
Gesetzes über die Entschädigung der ehren- 
amtlichen Beisitzer bei den Gerichten.“ 


§ 17 


Änderung 

des Wertpapierbereinigungsgesetzes 


§ 30 Abs. 3 des Gesetzes zur Bereinigung 
des Wertpapierwesens (Wertpapierbereini- 
gungsgesetz) vom 19. August 1949 (WiGBl. 
S. 295) erhält folgende Fassung: 


„(3) Die Beisitzer erhalten eine Entschädi- 
gung nach dem Gesetz über die Entschädi- 
gung der ehrenamtlichen Beisitzer bei den 
Gerichten.“ 


§ 18 

Änderung des Gesetzes zur Änderung 
und Ergänzung des Wertpapierbereinigungs- 
gesetzes 

(1) Das Gesetz zur Änderung und Ergän- 
zung des Wertpapierbereinigungsgesetzes vom 
29. März 1951 (Bundesgesetzbl, I S. 211) 
wird wie folgt geändert: 

1. § 6 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die den Beisitzern der Kammern 
für Wertpapierbereinigung nach § 4 Abs. 2 
oder 3 des Gesetzes über die Entschädi- 
gung der ehrenamtlichen Beisitzer bei den 
Gerichten zustehende Entschädigung für 
Aufwand kann bei einer Sitzungsdauer 
von mehr als fünf Stunden um zehn Deut- 
sche Mark erhöht werden. Bei einer kür- 
zeren Sitzungsdauer kann eine Entschädi- 
gung für Aufwand bis zu fünf Deutsche 
Mark auch ohne Nachweis notwendiger 
Auslagen gewährt werden.“ 

2. § 6 Abs. 3 wird aufgehoben. 

(2) Das Berliner Gesetz zur Änderung und 
Ergänzung des Wertpapierbereinigungsgeset- 
zes vom 12. Juli 1951 (Gesetz- und Verord- 
nungsblatt für Berlin S. 530) wird wie folgt 
geändert: 

1. § 6 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Beisitzer erhalten eine Entschä- 
digung nach dem Gesetz über die Entschä- 
digung der ehrenamtlichen Beisitzer bei 
den Gerichten. Die ihnen nach § 4 Abs. 2 
oder 3 des Gesetzes zustehende Entschädi- 
gung für Aufwand kann bei einer Sitzungs- 
dauer von mehr als fünf Stunden um zehn 
Deutsche Mark erhöht werden. Bei einer 
kürzeren Sitzungsdauer kann eine Entschä- 
digung für Aufwand bis zu fünf Deutsche 
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Mark audi ohne Nadiwels notwendiger 

Auslagen gewährt werden.“ 

2. § 6 Abs. 3 wird aufgehoben. 

§ 19 

Änderung des Gesetzes 
über die Finanzverwaltung 

§ 30 des Gesetzes über die Finanzverwal- 
tung (FVG) vom 6. September 1950 (Bundes- 
gesetzbl. S. 448) wird wie folgt gefaßt: 

4 30 

Entschädigung der Steuerausschußmitglieder 

Das Amt eines Steuerausschußmitgliedes 
ist ein Ehrenamt. Das Steueraussdiußmitglied 
erhält eine Entschädigung nach §§ 2 bis 6 und 
9 bis 11 des Gesetzes über die Entsdiädigung 
der ehrenamtlichen Beisitzer bei den Gerich- 
ten; § 12 gilt entsprediend. Für die gericht- 
lidie Festsetzung ist das Finanzgericht zu- 
ständig, zu dessen Bezirk das Finanzamt ge- 
hört, bei dem der Steueraussdiuß gebildet 
ist.“ 

§20 

Änderung des Gesetzes über Sortensdiutz 
und Saatgut von Kulturpflanzen 

§ 20 des Gesetzes über Sortensdiutz und 
Saatgut von Kulturpflanzen (Saatgutgesetz) 
vom 27. Juni 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 450) 
wird wie folgt gefaßt: 

4 20 

Entschädigung der Beisitzer 

Die Beisitzer erhalten eine Entsdiädigung 
nach Maßgabe der §§ 2 bis 6 und 9 bis 11 des 
Gesetzes über die Entsdiädigung der ehren- 
amtlichen Beisitzer bei den Gerichten; § 12 
gilt entsprechend. Die Entschädigung wird 
nur auf Verlangen gewährt. Über sie ent- 
scheidet der Leiter des Bundessortenamts. 
Für die gerichtliche Festsetzung ist das Ver- 
waltungsgericht zuständig, in dessen Bezirk 
das Bundessortenamt seinen Sitz hat. Beisit- 
zer, die im öffentlichen Dienst stehen, erhal- 
ten ausschließlich Reisekostenvergütung nach 
den Vorschriften für Bundesbeamte.“ 

§21 

Änderung des Gesetzes über das gerichtliche 
Verfahren in Landwirtschaftssachen 

§ 5 Abs. 4 des Gesetzes über das gericht- 
liche Verfahren in Landwirtschaftssachen 


vom 21. Juli 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 667) 
wird wie folgt gefaßt: 

„(4) Die landwirtschaftlichen Beisitzer er- 
halten eine Entschädigung nach dem Gesetz 
über die Entschädigung der ehrenamtlichen 
Beisitzer bei den Gerichten.“ 

§ 22 

Änderung des Arbeitsgerichtsgesetzes 

Das Arbeitsgerichtsgesetz wird wie folgt 
geändert: 

1. § 25 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Arbeitsrichter erhalten eine 
Entschädigung nach dem Gesetz über die 
Entschädigung der ehrenamtlichen Beisit- 
zer bei den Gerichten.“ 

2. § 25 Abs. 3 wird aufgehoben. 

3. § 43 Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Sie sind im angemessenen Verhältnis 
unter billiger Berücksichtigung der Min- 
derheiten aus den Vorschlagslisten zu ent- 
nehmen, die von den Gewerkschaften, den 
selbständigen Vereinigungen von Arbeit- 
nehmern mit sozial- oder berufspolitischer 
Zwecksetzung und Vereinigungen von Ar- 
beitgebern aufgestellt sind, die für das Ar- 
beitsleben des Bundesgebietes wesentliche 
Bedeutung haben.“ 

§ 23 

Änderung des Sozialgerichtsgesetzes 

Das Sozialgerichtsgesetz wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. § 19 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Die Sozialrichter erhalten eine Ent- 
schädigung nach dem Gesetz über die Ent- 
schädigung der ehrenamtlichen Beisitzer 
bei den Gerichten.“ 

2. § 19 Abs. 3 wird aufgehoben. 

3. § 35 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) In den Fällen des § 18 Abs. 4, der 
§§ 21 und 22 Abs. 2 entscheidet der vom 
Präsidium (§ 36) für jedes Geschäftsjahr 
im voraus bestimmte Senat.“ 

4. § 47 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Im übrigen gelten §§ 15 bis 23 entspre- 
chend mit der Maßgabe, daß in den Fällen 
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des § 18 Abs. 4, der §§ 21 und 22 Abs. 2 
der vom Präsidium (§ 48) für jedes Ge- 
sdiäftsjahr im voraus bestimmte Senat des 
Bundessozialgeridits entsdieidet." 

§ 24 

Änderung der Verwaltungsgeriditsordnung 

§ 33 der Verwaltungsgerichtsordnung wird 
wie folgt gefaßt: 

4 33 

Die ehrenamtlichen Verwaltungsrichter und 
die Vertrauensleute (§ 27) erhalten eine Ent- 
schädigung nach dem Gesetz über die Ent- 
schädigung der ehrenamtlichen Beisitzer bei 
den Gerichten. ‘‘ 

§ 25 

Änderung der Finanzgerichtsordnung 

§ 30 der Finanzgerichtsordnung erhält fol- 
gende Fassung: 

4 30 

Die ehrenamtlichen Finanzrichter und die 
Vertrauensleute (§ 26 Abs. 1 und 3) erhalten 
eine Entschädigung nach dem Gesetz über die 
Entschädigung der ehrenamtlichen Beisitzer 
bei den Gerieten.“ 

§ 26 

Außerkraftsetzen bisherigen Rechts 

Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes tre- 
ten außer Kraft: 


1. die Verordnung über die Entschädigung 
der Arbeitgeber- und der Arbeitnehmer- 
beisitzer der Arbeitsgerichtsbehörden vom 
17. Februar 1932 (Reichsgesetzbl. I S. 74) 
in der Fassung der Verordnung vom 
28. Februar 1934 (Reichsgesetzbl. I S. 173); 

2. die Verordnung über die Entschädigung 
der Schöffen und Geschworenen vom 
1. August 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 485); 

3. die Verordnung über die Entschädigung 
der Beisitzer der Sorten- und Einspruchs- 
ausschüsse beim Bundessortenamt (Ent- 
schädigungsordnung) vom 23. Februar 1954 
(Bundesgesetzbl. I S. 18); 

4. die Verordnung über die Entschädigung 
der ehrenamtlichen Beisitzer der Gerichte 
für Arbeitssachen vom 30. Juni 1954 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 194); 

5. die Verordnung über die Entschädigung 
der Sozialrichter, Landessozialrichter und 
Bundessozialrichter vom 4. November 1954 
(Bundesgesetzbl. I S. 328). 

S 27 

Geltung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Lande Berlin. 

§ 28 

Inkrafttreten 

Das Gesetz tritt am in Kraft. 
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Begründung 


A. Geltendes Recht 

Die Entschädigung der ehrenamtlichen Bei- 
sitzer ist im geltenden Recht für jeden Zweig 
der Gerichtsbarkeit gesondert geregelt. Häu- 
fig ist allerdings auf die für Schöffen und 
Geschworene geltenden Bestimmungen ganz 
oder teilweise verwiesen. Im einzelnen sind 
folgende Vorschriften maßgebend: 

1. Die Entschädigung der Beisitzer der Straf- 
gerichtsbarkeit (Schöffen, Geschworene, Ju- 
gendschöffen) beruht auf § 55 GVG. In Ab- 
satz 2 dieser Bestimmung wird der Bundes- 
minister der Justiz zur Festsetzung der Höhe 
der Aufv/andsentschädigung und der Fahrt- 
kosten sowie der Höchst- und Mindestgren- 
zen der Entschädigung für Verdienstausfall 
ermächtigt. Auf Grund dieser Ermächtigung 
ist die Verordnung über die Entschädigung 
der Schöffen und Geschworenen vom 1. Au- 
gust 1951 (BGBl. I S. 485) — zitiert Verord- 
nung vom 1. August 1951 — erlassen wor- 
den. 

Nach § 55 GVG und den auf Grund dieser 
Bestimmung erlassenen Vorschriften werden 
außerdem die landwirtschaftlichen Beisitzer 
bei den ordentlichen Gerichten gemäß § 5 
Abs. 4 des Gesetzes über das Verfahren in 
Landwirtschaftssachen vom 21. Juli 1953 
(BGBl. I S. 667) entschädigt. 

Für die Beisitzer bei den Kammern für Wert- 
papierberelnlgung gilt nach § 30 des Wert- 
papierberelnlgungsgesetzes vom 19. August 
1949 (WiGBl. S. 295) die Verordnung über 
die Entschädigung der Arbeitgeber- und der 
Arbeitnehmerbeisitzer der Arbeitsgerichtsbe- 
hörden vom 17. Februar 1932 (RGBl. I 
S. 74) in der Fassung der Verordnung vom 
28. Februar 1934 (RGBl. I S. 173). Ergänzt 
wird diese Regelung durch § 6 des Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung des Wert- 
papierbereinigungsgesetzes vom 29. März 
1951 (BGBl. I S. 211). Die für diese Beisitzer 
geltenden Sätze sind völlig verschieden von 
denjenigen, die für die Schöffen und Ge- 
schworenen gelten. 

2. Die Entschädigung der ehrenamtlichen Bei- 
sitzer bei den Gerichten für Arbeitssachen 
und der Beisitzer bei den Gerichten der So- 
zialgerichtsbarkeit richtet sich nach den Ver- 
ordnungen des Bundesminlsters für Arbeit 
vom 30. Juni 1954 (BGBl. I S. 194) und vom 
4. November 1954 (BGBl. I S. 328). Diese 


Verordnungen verweisen zwar im wesent- 
lichen auf die Verordnung vom 1. August 
1951, enthalten aber einige nicht unbedeu- 
tende Unterschiede in der näheren Regelung 
der Entsdiädigung. Sie sind auf Grund des 
§ 25 Abs. 2 des Arbeitsgerichtsgesetzes und 
des § 19 Abs. 2 des Sozialgerichtsgesetzes er- 
gangen. 

3. Die Entschädigung der Beisitzer bei den 
Finanz- und Verwaltungsgerichten richtet 
sich zur Zeit noch nach einer großen Zahl 
von Rechts- und Verwaltungsverordnungen 
der einzelnen Länder. Die Entwürfe der Fi- 
nanzgerichtsordnung (§ 30) und der Verwal- 
tungsgerichtsordnung (§ 33) sehen allerdings 
vor, daß In Zukunft die für Schöffen und 
Geschworene geltende Regelung anwendbar 
sein soll. 

4. Dieselbe Entschädigung wie die Schöffen 
und Geschworenen erhalten nach § 55 Abs. 1 
GVG die Vertrauenspersonen des Ausschus- 
ses zur Wahl der Schöffen und Geschwore- 
nen. Das gleiche soll nach § 30 des Entwurfs 
der Finanzgerichtsordnung und nach § 33 des 
Entwurfs der Verwaltungsgerichtsordnung 
für die Vertrauensleute In den Ausschüssen 
zur Wahl der ehrenamtlichen Finanz- und 
Verwaltungsrichter gelten. 

5. Die Grundsätze der Entschädigung für 
Schöffen und Geschworene gelten schließlich 
auch noch für mehrere Gruppen anderer 
Beisitzer oder Mitglieder von Ausschüssen 
außerhalb dieser fünf Zweige der Gerichts- 
barkeit. Hierher gehören die Beisitzer bei 
den Seeämtern und bei dem Bundesobersee- 
amt gemäß §§ 8, 11 des Gesetzes über die 
Untersuchung von Seeunfällen vom 28. Sep- 
tember 1935 (RGBl. I S. 1183), die Mitglie- 
der von Steuerausschüssen gemäß § 30 des 
Gesetzes über die Finanzverwaltung (FVG) 
vom 6. September 1950 (BGBl. S. 448) sowie 
die Beisitzer bei den Ausschüssen des Bundes- 
sortenamtes gemäß § 20 des Gesetzes über 
Sortenschutz und Saatgut von Kulturpflan- 
zen (Saatgutgesetz) vom 27. Juni 1953 
(BGBl. I S. 450). 


B. Grundgedanken des Entwurfs 

1. Die Zersplitterung und unterschiedliche 
Regelung im geltenden Recht für die Ent- 
schädigung der ehrenamtlichen Beisitzer ist 
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unbefriedigend. Die Stellung und Aufgabe 
der ehrenamtlichen Beisitzer bei den Gerich- 
ten sind im wesentlichen in allen Zweigen 
der Gerichtsbarkeit gleich. Es ist daher ge- 
boten, sie für ihre Tätigkeit einheitlich zu 
entschädigen und die bisher getrennte Rege- 
lung in einem Gesetz zusammenzufassen, das 
sowohl im Bereich der ordentlichen wie in 
denen der Arbeits-, Verwaltungs-, Finanz- 
und Sozialgerichtsbarkeit gilt. 

Dabei sind in das Gesetz wie nach dem der- 
zeit geltenden Recht die Vertrauensleute in 
den Ausschüssen einzubeziehen, weldie die 
ehrenamtlichen Beisitzer auswählen, sowie 
alle jene Beisitzer, die bei ähnlich gelagerten 
Hoheitsakten des Staates als Laienelement ln 
bestimmten Ausschüssen und Ämtern mit- 
wirken und deren Entschädigung sich bereits 
jetzt im wesentlichen nach der Entschädigung 
für Schöffen und Geschworene richtet. Den 
Vertrauensleuten sind die nicht im öffent- 
lichen Dienst stehenden Mitglieder der Aus- 
schüsse gleichzustellen, die nach den Vor- 
schriften des Arbeitsgerichtsgesetzes und des 
Sozialgerichtsgesetzes vor der Bestellung der 
Vorsitzenden der Arbeits- und Sozialgerichte 
zu hören sind. 

2. Der Entwurf sieht dagegen davon ab, auch 
die Beisitzer bei den Dienststraf- und den 
künftigen Dienstgerichten für Richter mit in 
die Regelung der Entschädigung aufzuneh- 
men. Angehörige des öffentlichen Dienstes, 
die in diesen Gerichten mltwirken, nehmen 
dabei eine Dienstpflicht wahr. Für sie kön- 
nen die Grundsätze, nach denen die ehren- 
amtlichen Beisitzer aus der Mitte der Bevöl- 
kerung entschädigt werden, daher nidit gel- 
ten. 

In bestimmten ehren- und berufsgericht- 
lichen Verfahren vor staatlichen Gerichten 
sollen nach den Entwürfen der Bundesredits- 
anwaltsordnung, der Wirtschaftsprüferord- 
nung und des Steuerberatungsgesetzes Beisit- 
zer aus den betreffenden Berufsständen mlt- 
wirken. Auch hier wird eine Standespflicht 
erfüllt. Alle diese Personen werden daher in 
den Entwurf ebenfalls nicht mit einbezogen. 

Schließlich will der Entwurf auch die Grund- 
sätze, die für die althergebrachte Form des 
ehrenamtlichen Richters, den Handelsrichter, 
nach § 107 GVG gelten, nicht ändern. Er 
befindet sich hier in Übereinstimmung mit 
den Wünschen der Wirtschaft. 

3. Der Entwurf soll damit ein einheitliches 
Recht auf dem Gebiet der Entschädigung der 


ehrenamtlichen Beisitzer bringen. Außer- 
dem soll er die Flöhe der Entschädigung In 
der Entsdiädigung für Verdienstausfall, der 
Steigerung von Löhnen und Gehältern so- 
wie in der Aufwandsentschädigung den ge- 
stiegenen Kosten für Verpflegung und Über- 
nachtung anpassen. Sowohl in der Öffent- 
lichkeit als auch in den Parlamenten ist In 
den letzten Jahren die Höhe der Entschädi- 
gung wiederholt als unzureichend bezeichnet 
worden. So haben kürzlich der Bayerische 
Landtag und schon seit längerem der Land- 
tag von Baden-Württemberg eine Erhöhung 
der Entschädigung gefordert. Auch Im Bun- 
destag Ist dieselbe Forderung bereits mehr- 
fach erhoben worden. 

4. Die bisherige Regelung weist in einem 
weiteren wichtigen Punkte eine ebenfalls 
in der Öffentlichkeit und den Parlamenten 
mehrfach beanstandete Lücke auf. Personen, 
die keinen konkreten Verdienstausfall nadi- 
weisen können, erhalten nach allen gelten- 
den Vorschriften für die infolge der Sitzungs- 
teilnahme versäumte Zeit keine Entschädi- 
gung. Es Ist gerechtfertigt und geboten, auch 
diesen Personengruppen eine Mindestent- 
schädigung zu gewähren. Auch eine Haus- 
frau opfert Zeit und Arbeitskraft, da sie 
Ihre hausfraulichen Arbeiten zurückstellen 
und später nachholen muß. Ebenso muß der 
Gehaltsempfänger im allgemeinen sein dienst- 
liches Pensum auch dann erledigen, wenn er 
vorübergehend abwesend ist. Wichtige Ar- 
beiten müssen außerhalb der Dienststunden 
nachgeholt werden. Eine Ausnahmeregelung 
für Arbeitslose und Rentner, bei denen im 
gewissen Umfang ähnliche Gesichtspunkte 
vorliegen. Ist nicht angebracht. 

5. Bei der rechtlichen Ausgestaltung und 
bei Bemessung der Höhe der Entschädigung 
lehnt sich der Entwurf weitgehend an die 
Regelung der Entschädigung für Zeugen und 
Sachverständige an, wie das bisher auch schon 
in der Verordnung vom 1. August 1951 der 
Fall war. Die Gebührenordnung für Zeugen 
und Sachverständige vom 30. Juni 1878 soll 
im Zuge der Kostenrechtsreform durch ein 
Gesetz über die Entschädigung von Zeugen 
und Sachverständigen (Drucksache 2545 
S. 49) — zitiert EntwZuSEntschG — wesent- 
lich verbessert werden. Der Entwurf schließt 
sich diesen Vorschlägen nach Möglichkeit an, 
und zwar im Interesse einer einheitlichen 
Rechtsprechung und Praxis in erster Linie in 
der rechtlichen Gestaltung. Die Sätze des 
EntwZuSEntschG können dagegen nicht ohne 
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weiteres übernommen werden. Die Entschä- 
digung des ehrenamtlichen Beisitzers muß 
seiner Stellung und Aufgabe als Mitträger 
der Rechtsprechung Rechnung tragen. Sie 
sollte hinsichtlich der Fahrtkosten und des 
Aufwandes grundsätzlich den für Richter 
gültigen Sätzen entsprechen. 

6. Der Entwurf hat somit die Aufgabe 

a) das Entschädigungsrecht für ehrenamtliche 
Beisitzer zu vereinheitlichen, 

b) die Höhe der Entschädigung an die ver- 
änderten Verhältnisse, insbesondere an 
die Neuregelung der Entschädigung für 
Zeugen und Sachverständige anzupassen 
und 

c) in diese Neuordnung die Entschädigung 
der Beisitzer oder Mitglieder von Aus- 
schüssen einzubeziehen, die auch bisher 
im wesentlichen nach den für ehrenamt- 
liche Beisitzer geltenden Grundsätzen 
entschädigt werden. 

7. Der Entwurf ist in zwei Abschnitte ge- 
gliedert. Der Erste Abschnitt (§§ 1 bis 14) 
behandelt die Entschädigung der ehrenamt- 
lichen Beisitzer bei den Gerichten, der Ver- 
trauensleute in den Ausschüssen zur Wahl 
von ehrenamtlichen Beisitzern und der Mit- 
glieder von Ausschüssen, die nach dem Ar- 
beits- und dem Sozialgerichtsgesetz vor der 
Bestellung von Vorsitzenden der Arbeits- 
und Sozialgerichte zu hören sind (§§ 1, 13). 
Die Gesamtentschädigung umfaßt eine Ent- 
schädigung für Zeitversäumnis (§ 2), die Er- 
stattung der Fahrtkosten und eines Wege- 
geldes (§ 3) sowie die Entschädigung für 
Aufwand 4 bis 6). § 7 behandelt die Ent- 
schädigung für die ehrenamtlichen Beisitzer 
bei den oberen Bundesgerichten, § 8 die Ent- 
schädigung der ehrenamtlichen Beisitzer bei 
den Gerichten der Arbeits- und der Sozial- 
gerichtsbarkeit, wenn sie an der Wahl und 
an der Tätigkeit der bei diesen Gerichten 
gebildeten Beisitzerausschüsse teilnehmen. 
§§ 9 bis 11 enthalten technische Vorschrif- 
ten. § 12 regelt den Rechtsweg. In ^ 14 wer- 
den die besonderen Regelungen, die bereits 
für bestimmte Entschädigungsberechtigte be- 
stehen, aufrechterhalten. 

Der Zweite Abschnitt führt die Vereinheit- 
lichung des Entschädigungsrechts für ehren- 
amtliche Tätigkeit fort und regelt die Ent- 
schädigung der Beisitzer und Mitglieder von 
Ausschüssen, bei denen eine Entschädigung 
für eine ehrenamtliche Mitwirkung bei staat- 
lichen Organen auch bisher wegen der 


Gleichartigkeit ihrer Tätigkeit durch Ver- 
weisung auf § 55 GVG oder die Verord- 
nung vom 1. August 1951 oder in Anleh- 
nung an diese Bestimmungen geregelt ist. Das 
sind die nihtständigen Beisitzer bei den 
Seeämtern und dem Bundesoberseeamt, die 
Mitglieder der Ausschüsse beim Bundes- 
sortenamt sowie die Mitglieder der Steuer- 
ausshüsse. 

Die jeweiligen Vorschriften, die die Entschä- 
digung dieser Personengruppen bisher regel- 
ten (vgl. S. 8), werden aufgehoben oder da- 
hin abgeändert, daß nunmehr auf den Ersten 
Abshnitt des vorliegenden Entwurfs ver- 
wiesen wird. Außerdem werden die für die 
ehrenamtlihen Beisitzer bei den Gerichten in 
anderen Gesetzen vorhandenen Verweisungen 
auf § 55 GVG oder auf die Verordnung vom 
1. August 1951 durh Verweisung auf den 
Ersten Abschnitt des Entwurfs neu gefaßt. 
In gleicher Welse wird ln Zukunft zu ver- 
fahren sein, wenn die Entshädigung für 
ehrenamtliche Mitwirkung bei staatlichen 
Organen nach den Grundsätzen dieses Ge- 
setzes geregelt werden soll. 

8. Der Entwurf geht davon aus, daß die 
Finanzgerichtsordnung und die Verwaltungs- 
gerichtsordnung vor ihm in Kraft treten. 

C, Die einzelnen Vorschriften 
ERSTER ABSCHNITT 

Zu § 1 

Unter das Gesetz fallen nach § 1 folgende 
ehrenamtliche Beisitzer: 

bei den ordentlichen Gerichten 
Schöffen, Jugendschöffen, Geschworene, land- 
wlrtshaftliche Beisitzer, Beisitzer der Kam- 
mern für Wertpapierbereinigung, ärztliche 
Beisitzer bei den Erbgesundheitsgerihten (so- 
weit diese in den Ländern Hamburg, Nie- 
dersachsen, Nordrhein-Westfalen und Schles- 
wig-Holstein noch bestehen); 

bei den Gerichten für Arbeitssachen 
Arbeitsrihter, 

Landesarbeitsrichter, 

Bundesarbeitsrichter; 

bei den Gerihten der Verwaltungsgerichts- 
barkeit 

ehrenamtliche Verwaltungsrihter, 

Beisitzer bei den Flurbereinigungsgerichten; 
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bei den Gerichten der Finanzgerichtsbarkeit 
ehrenamtliche Finanzrichter; 

bei den Gerichten der Sozialgerichtsbarkeit 
Sozialrichter, 

Landessozialrichter, 

Bundessozialrichter. 

Die Gesamtentschädigung gliedert sich in eine 
Entschädigung für Zeitversäumnis, für Fahrt- 
kosten und Wegestrecken und für Aufwand. 

Zu § 2 

Die Verordnung vom 1. August 1951 kennt 
— abgesehen von Fahrtkostenersatz und Auf- 
wandsentschädigung — nur eine Entschädi- 
gung für Verdienstausfall. Die geltende Ge- 
bührenordnung für Zeugen und Sachver- 
ständige bestimmt in § 2 Abs. 3, daß Per- 
sonen, die durch einfache Handarbeit, Hand- 
werksarbeit oder geringeren Gewerbebetrieb 
ihren Unterhalt suchen oder sich in gleichen 
Verhältnissen mit solchen Personen befinden, 
auch dann eine nach dem geringsten Satz zu 
bemessende Entschädigung erhalten, wenn 
ein Verdienstausfall nicht eingetreten ist. Der 
Entwurf des ZuSEntschG lockert diesen 
Grundsatz bereits durch die Bestimmung des 
§ 2 Abs. 3 dahin weiter auf, daß Zeugen 
wenigstens die nach dem geringsten Satz be- 
messene Entschädigung erhalten sollen, es sei 
denn, daß sie durch die Heranziehung er- 
sichtlich keine Nachteile erlitten haben. 

Der Entwurf verläßt den bisherigen Grund- 
satz für die Entschädigung der ehrenamt- 
lichen Beisitzer endgültig. Eine Entschädi- 
gung für Zeltversäumnis wird nach Absatz 1 
In jedem Falle gezahlt. Sie bemißt sich ent- 
weder nach dem Verdienstausfall (Absatz 2) 
oder — wenn ein Verdienstausfall nicht ein- 
getreten oder nicht nachweisbar Ist — nach 
einem Mindeststundensatz (Absatz 3). 

Der Satz der Entschädigung für den Ver- 
dienstausfall (Absatz 2) wird angehoben. 
Nach Absatz 2 Satz 3 soll übereinstimmend 
mit § 2 Abs. 2 Satz 3 EntwZuSEntschG die 
Entschädigung nach dem Bruttoverdienst be- 
rechnet werden. Hierdurch wird der Nach- 
teil ausgeglichen, der einem als Beisitzer täti- 
gen Arbeitnehmer dadurch entstehen kann, 
daß für die Zeit seiner Sitzungstätigkeit Ver- 
sicherungsanteile nicht gezahlt werden. 

Die Zahlung einer Entschädigung nach Ab- 
satz 3 (Mindestentschädigung für reine Zeit- 
versäumnis) kommt in erster Linie bei Haus- 


frauen, Gehaltsempfängern, Rentnern und 
Arbeitslosen in Betracht (vgl. oben B 4). 
Eine Gegenüberstellung der bisherigen Rege- 
lung (Verordnung vom 1. August 1951) und 


der des Entwurfs ergibt: 


Entschädigung bei Ver- 

bisher 

Entwurf 

dienstausfall je 

0,50 bis 

2,00 bis 

Stunde 

bei Zeitversäumnis 
ohne nachweisbaren 
Verdienstausfall je 

2,50 DM 

4,00 DM 

Stunde 

keine 

2,00 DM 


Die bisherige Begrenzung der Entschädigung 
nach einer Höchstdauer (10 Stunden) — § 1 
Abs. 3 der Verordnung vom 1. August 1951 — 
Ist im Entwurf nicht mehr enthalten, der 
Höchstbetrag wird von 20 DM auf 32 DM 
für jeden Tag erhöht. Eine Begrenzung der 
Zahl der Stunden, für die eine Entschädigung 
zu zahlen wäre, ist nicht vertretbar, da in 
der gerichtlichen Praxis, insbesondere in der 
Strafgerichtsbarkeit, häufiger Sitzungen von 
über 8 Stunden Dauer notwendig sind. 

Zu § 3 

§ 3 enthält wie die Verordnung vom 1. August 
1951 (§ 4) und EntwZuSEntschG (§ 8) eine 
abschließende Regelung über die Erstattung 
der Fahrtkosten. 

Nach Absatz 1 werden die notwendigen 
Auslagen erstattet. Damit ist sichergestellt, 
daß Umwege, die der ehrenamtliche Beisitzer 
auf der Fahrt zur Sitzung macht, nicht ver- 
gütet werden. 

Der Entwurf beruht in Absatz 2 auf dem 
Grundsatz, dem ehrenamtlichen Beisitzer 
dieselbe Stellung wie dem Berufsrichter zu 
geben, mit dem er zusammen tätig wird. Die 
zurückhaltendere Regelung des § 8 Abs. 2 
Satz 2 EntwZuSEntschG wurde daher nicht 
übernommen. Dem ehrenamtlichen Beisitzer 
ist die erste Wagen- oder Schiffsklasse zu 
vergüten, wenn er diese benutzt hat. 

In Absatz 3 wird der ehrenamtliche Beisitzer 
günstiger als der Richter gestellt. Die Be- 
rechnung des Wegegeldes bei Fußwegen und 
bei der Benutzung von anderen als öffent- 
lichen und regelmäßig verkehrenden Beför- 
derungsmitteln (z. B. Kraftwagen) wird nach 
den gleichen Sätzen wie in § 8 Abs. 3 
EntwZuSEntschG vorgenommen. Das Ist ins- 
besondere durch die ständig steigende Be- 
nutzung des Kraftwagens geboten. 

Absatz 4 regelt den Fall, daß der Beisitzer 
während der Sitzung den Sitzungsort verläßt 
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und z. B. in einem anderen Ort jemanden 
besucht und dort übernachtet. Er kann in 
diesem Fall die Kosten für diese Fahrt ersetzt 
verlangen, soweit sie die Kosten einer Über- 
nachtung am Sitzungsort nicht übersteigen. 
Absatz 4 übernimmt § 4 Abs. 5 der Verord- 
nung vom 1. August 1951 (= § 8 Abs. 4 
EntwZuSEntschG) . 

Absatz 5 entspricht § 4 Abs. 6 der Verord- 
nung vom 1. August 1951. Diese Vorsdirift 
ist in der Praxis oft bedeutsam und hat sich 
bewährt. 

Zu § 4 

Hinsichtlich der Entschädigung für Aufwand 
werden die Grundsätze des § 3 der Verord- 
nung vom 1. August 1951 beibehalten. Eine 
Verweisung auf die für Richter und Beamte 
geltenden Vorschriften empfiehlt sidi grund- 
sätzlich nidit. Die Höhe der Entsdiädigung 
soll sich vielmehr aus dem Gesetz selbst er- 
geben. Absatz 1 enthält den Obersatz, daß 
eine Entschädigung für Aufwand zu zahlen 
ist. Absatz 2 bestimmt die Höhe der Ent- 
schädigung, wenn der ehrenamtliche Beisitzer 
nicht in der Gemeinde des Sitzungsorts wohnt 
oder berufstätig ist; Absatz 3 gilt für den 
Fall, daß der ehrenamtliche Beisitzer an sei- 
nem Wohnort tätig wird. 

Die Sätze der Entsdiädigung werden ange- 
hoben. Das Ausmaß der Erhöhung, die ins- 
besondere mit Rüdesicht auf die wesentliche 
Verbesserung der Entschädigung für Zeit- 
versäumnis nach § 2 in gewissen Grenzen 


bleiben kann, ergibt 
Gegenüberstellung : 

sidi 

aus folgender 

bisher 


Entwurf 

(VO vom 

1. August 



1951) 



bei Wohnsitz 
außerhalb des 

Sitzungsortes (§ 3 Abs. 2) 


(§ 4 Abs. 2) 

bis 5 Stunden bis 4 DM 


bis 4 DM 

5 bis 8 Stunden 5 DM 


5 DM 

8 bis 12 Stunden 7 DM 


8 DM 

über 12 Stunden 7 DM 


12 DM 

bei Wohnsitz 



am 



Sitzungsort (§ 3 Abs. 3) 


(§ 4 Abs. 3) 

a) bis 4 Stunden 2 DM 

a) bis 5 Stunden bis 4 DM 

b) ohne Nachweis 

b) ohne Nachweis 

über 4 Stunden 3 DM 

über 5 Stunden 4 DM 

c) mit Nachweis 

c) mit Nachweis 

4 bis 8 Stunden bis 4 DM 

5 bis 

8 Stunden 5 DM 

über 8 Stunden bis 6 DM 

8 bis 12 Stunden 8 DM 
über 12Stunden 12DM 


Absatz 4 stellt für das Übernachtungsgeld 
auf die für Bundesbeamte der Reisekosten- 
stufe II geltenden Vorschriften ab (z. Z. 
9,50 DM). Bisher beträgt das Übernachtungs- 
geld 7 DM (Verordnung vom 1. August 1951 
§ 3 Abs. 4). Diese Regelung bewirkt, daß 
das Übernachtungsgeld des Beisitzers zu- 
sammen mit dem des Richters etwaigen 
Änderungen in den Preisverhältnissen auto- 
matisch angepaßt wird. 

Zu § 5 

§ 5 übernimmt § 10 EntwZuSEntschG. Die 
Vertreterkosten, die in der Verordnung vom 
1. August 1951 (§ 2) allein geregelt waren, 
sind nur noch e i n Fall des Ersatzes notwen- 
diger Kosten. 

Zu § 6 

Die Verordnung vom 1. August 1951 ent- 
hält keine Vorschrift über die Entschädigung 
für einen Begleiter, wohl aber § 3 der Ver- 
ordnung über die Entschädigung der Sozial- 
richter, Landessozialrichter und Bundes- 
sozialrichter vom 4. November 1954 (BGBl. I 
S. 328). Auch ehrenamtliche Beisitzer bei 
anderen Zweigen der Gerichtsbarkeit kön- 
nen, z. B. infolge einer Kriegsverletzung, 
eines Begleiters bedürfen. Die Frage ist daher 
allgemein zu regeln. Im Wortlaut folgt § 6 
dem § 11 EntwZuSEntschG. Der Begleiter 
hat, wie sich aus den §§10 und 12 ergibt, 
keinen selbständigen Anspruch gegen die 
Staatskasse. 

Zu § 7 

Die bisher schon für die Bundesarbeitsrichter 
und Bundessozialriditer geltende Regelung 
(§ 2 der VO über die ehrenamtlichen Beisit- 
zer der Gerichte für Arbeitssachen vom 
30. Juni 1954 — BGBl. I S. 194 — , § 2 der 
VO über die Entschädigung der Sozialriditer 
usw. vom 4. November 1954), nach der die 
Bundesarbeitsrichter und Bundessozialrichter 
eine erhöhte Aufwandsentschädigung erhal- 
ten, wird auf die Beisitzer bei allen oberen 
Bundesgerichten ausgedehnt. In Betracht 
kommen z. Z. nur die landwirtschaftlichen 
Beisitzer beim Bundesgerichtshof. 

Zu § 8 

Die Arbeitsrichter und die Landesarbeitsrich- 
ter wirken nach den §§29 und 38 des Ar- 
beitsgerichtsgesetzes über einen aus ihrer 
Mitte zu bildenden Ausschuß an der Selbst- 
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Verwaltung ihrer Gerichte mit. Die gleiche 
Regelung ist für die Sozialrichter, Landes- 
sozialrichter und Bundessozialrichter getrof- 
fen (§§ 23, 35 Abs. 1, § 47 des Sozialgerichts- 
gesetzes). Beide Gruppen von ehrenamtlichen 
Beistzern werden für diese Tätigkeit, die sich 
auf die Wahl besonderer Ausschüsse und die 
Mitwirkung In diesen Ausschüssen erstreckt, 
bereits nach dem geltenden Rechtszustand 
entschädigt. § 8 übernimmt diesen Grundsatz 
auch In den Entwurf. 

Zu § 9 

Die Aufrundung auf volle 10 Deutsche 
Pfennig entspricht einem allgemeinen Grund- 
satz des Kostenrechts (vgl. auch § 12 

En t wZuSEntschG) . 

Zu § 10 

Die Verordnung vom 1. August 1951 enthält 
keine Regelung über den Vorschuß. § 10 gibt 
dem ehrenamtlichen Beisitzer entsprechend 
§14 EntwZuSEntschG und In Übereinstim- 
mung mit dem Reisekostenrecht für Richter 
und Beamte nunmehr einen Anspruch. Im 
Gegensatz zu § 14 a. a. O. wird die Vor- 
schußzahlung aber nicht vom Nachweis der 
Bedürftigkeit abhängig gemacht. 

Zu § 11 

Nach § 55 GVG und § 6 der Verordnung 
vom 1. August 1951 wird die Entschädigung 
nur auf Verlangen gewährt. § 11 geht wie 
das Reisekostenrecht für Richter und Beamte 
von der Zahlung von Amts wegen aus. Das 
bedeutet nicht, daß der ehrenamtliche Beisit- 
zer von der Vorlage einer Aufstellung als 
Unterlage für die Berechnung der Entschä- 
digung befreit ist. Diese Pflicht trifft ihn im 
gleichen Umfang wie den Beamten. Die Zah- 
lung von Amts wegen ist im geltenden Recht 
auch Grundsatz für die Entschädigung der 
ehrenamtlichen Beisitzer bei den Gerichten 
für Arbeitssachen. Die Entschädigungsver- 
ordnung für diese Beisitzer enthält keine 
dem § 6 der Verordnung vom 1. August 
1951 entsprechende Vorschrift. Das gleiche 
gilt für die Verordnung über die Entschädi- 
gung der Sozialrichter usw. vom 4. Novem- 
ber 1954. Beide Verordnungen kennen keine 
Ausschlußfrist, binnen welcher der Entschä- 
digungsanspruch geltend zu machen Ist. Nach 
§ 55 GVG und § 6 der Verordnung vom 
1. August 1951 erlischt der Anspruch, wenn 
er nicht binnen 3 Monaten nach Beendigung 
der Dienstleistung gestellt wird. § 11 schließt 


sich auch in dieser Frage mit Rücksicht auf 
die hervorgehobene Stellung der ehrenamt- 
lichen Beisitzer den für Beamte geltenden 
Vorschriften an und sieht vor, daß der An- 
spruch erst erlischt, wenn er nicht binnen 
eines Jahres geltend gemacht wird. 

Der Entwurf sieht davon ab, vorzuschreiben, 
welche Stelle die Entschädigung zu berechnen 
und anzuweisen hat. Diese Stelle wird jeweils 
von den zuständigen Verwaltungen nach 
ihren Bedürfnissen bestimmt (s. auch bei 
§ 12 ). 

Zu § 12 

Die Entschädigung wird zunächst von der 
Verwaltung berechnet und ausgezahlt. Der 
ehrenamtliche Beisitzer kann aber nach Ab- 
satz 1 ihre Festsetzung durch gerichtlichen 
Beschluß beantragen. Den gleichen Antrag 
kann die Staatskasse stellen. § 55 GVG 
schreibt auch (wie § 6 der Verordnung vom 
1. August 1951) vor, daß nur eine Anfech- 
tung Im Aufsichtswege möglich ist. Das wi- 
derspricht Artikel 19 Abs. 4 GG. Der Ent- 
wurf beseitigt diesen Mangel der bisherigen 
Regelung. 

Absatz 2 folgt § 16 EntwZuSEntschG. Die 
Beschwerde wird selbständig geregelt. Sie ist 
an keine Frist gebunden. Zuständig für die 
Entscheidung über die Beschwerde ist das Ge- 
richt, das In dem Verfahren, in dem der 
ehrenamtliche Beisitzer mitwirkt, über eine 
Beschwerde gegen eine Entscheidung des Ge- 
richtes des Beisitzers zu entscheiden hat, z. B. 
In Landwirtschaftssachen bei Entscheidungen 
des Amtsgerichts das Oberlandesgericht (§ 22 
Abs. 1 des Gesetzes über das gerichtliche Ver- 
fahren in Landwirtschaftssachen). 

Absatz 3 sieht für das Verfahren der gericht- 
lichen Festsetzung einen Anwaltszwang nicht 
vor. 

Zu § 13 

Die Vertrauensleute in den Wahlausschüssen 
sind keine ehrenamtlichen Beisitzer, da sie 
bei den Sitzungen des Gerichts nicht mitwir- 
ken. Sie sind jedoch wie im bisherigen Recht 
(§ 55 GVG) und nach den Entwürfen der 
Finanzgerichtsordnung und der Verwaltungs- 
gerichtsordnung den Beisitzern, die von 
ihnen gewählt werden, hinsichtlich der Ent- 
schädigung gleichzustellen (Absatz 1 Nr. 1, 2 
und 3). 

Wie die Vertrauensleute müssen die nicht im 
öffentlichen Dienst stehenden Mitglieder der 
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Ausschüsse, die nach dem Arbeits- und So- 
zialgerichtsgesetz (§18 ArbGG, § 11 SGG) 
vor der Bestellung eines Vorsitzenden eines 
Arbeits- oder Sozialgerichts zu hören sind, 
behandelt werden (Absatz 1 Nr. 4, 5). 

Absatz 2 regelt den Rechtsv/eg auch für diese 
Personen. 

Zu § 14 

§14 grenzt den Geltungsbereich des Geset- 
zes negativ ab. Er stellt klar, daß Beisitzer 
in ehren- oder berufsgerichtlichen Verfahren 
bei staatlichen Gerichten sowie die in der 
Disziplinargerichtsbarkeit und an sonstigen 
Ehren- und Berufsgerichten nicht nach die- 
sem Gesetz entschädigt werden. 

Die Regelung ihrer Entschädigung muß den 
entsprechenden Gesetzen über das Diszipli- 
narverfahren und den Standes- und Berufs- 
ordnungen überlassen bleiben. 

ZWEITER ABSCHNITT 

Der Zweite Abschnitt führt die Vereinheit- 
lichung des Entschädigungsrechts für ehren- 
amtliche Tätigkeit fort und regelt die Ent- 
schädigung der Beisitzer und Mitglieder von 
Ausschüssen, bei denen eine Entsdiädigung 
für eine ehrenamtliche Mitwirkung bei staat- 
lichen Organen auch bisher wegen der Gleich- 
artigkeit ihrer Tätigkeit durdi Verweisung 
auf § 55 GVG oder die Verordnung vom 
1. August 1951 oder in Anlehnung an diese 
Bestimmungen geregelt ist. Das sind die 
nichtständigen Beisitzer bei den Seeämtern 
und dem Bundesoberseeamt, die Mitglieder 
der Ausschüsse beim Bundessortenamt sowie 
die Mitglieder der Steuerausschüsse. Die je- 
weiligen Vorschriften, welche die Entschädi- 
gung dieser Personengruppen bisher regelten 
(vgl. § 15 ff.), werden aufgehoben oder dahin 
abgeändert, daß nunmehr auf den Ersten 
Abschnitt des vorliegenden Entwurfs verwie- 
sen wird. Außerdem werden die für die 
ehrenamtlichen Beisitzer bei den Gerichten 
in anderen Gesetzen vorhandenen Verwei- 
sungen auf § 55 GVG oder die Verordnung 
vom 1. August 1951 durch Verweisung auf 
den Ersten Abschnitt des Entwurfs neu ge- 
faßt. 

Zu § 15 

Nr, 1: § 55 GVG wird nicht aufgehoben, 
sondern neu gefaßt. Der Entwurf folgt den 
§§ 401, 413 der Zivilprozeßordnung und den 


§§ 71, 84 der Strafprozeßordnung, in denen 
für die Entschädigung der Zeugen und Sach- 
verständigen ebenfalls ausdrücklich auf die 
Vorschriften der Gebührenordnung für Zeu- 
gen und Sachverständige verwiesen wird. 

Nr. 2, 3: Die Handelsrichter haben nicht die- 
selbe Stellung wie die Beisitzer im Sinne des 
§ 1. Gemäß § 112 GVG haben sie alle Rechte 
und Pflichten eines Richters und müssen da- 
her auch außerhalb der Sitzung mitwirken. 
Sie sind also nicht ehrenamtliche Beisitzer, 
sondern ehrenamtliche Richter. Sie werden 
daher in die Regelung des Entwurfs nicht 
miteinbezogen. Lediglich in der Entschädi- 
gung der Fahrtkosten soll eine Angleichung 
an die ehrenamtlichen Beisitzer erfolgen. Die- 
sen Zwecken dienen die in Nr. 2 vorgese- 
hene Neufassung des § 107 Abs. 3 GVG und 
der § 3 Abs. 3 des Entwurfs entsprechende 
neue § 107 Abs. 4 (Nr. 3). Damit wird vor 
allen Dingen eine befriedigende Erstattung 
der Aufwendungen bei Benutzung von Kraft- 
fahrzeugen gewährleistet. 

Zu § 16 

Nr. 1: Die Entschädigung der nichtständigen 
Beisitzer bei den Seeämtern und dem Bundes- 
oberseeamt ist trotz der Verweisung auf § 55 
GVG in § 8 Abs. 6 des Gesetzes über die Un- 
tersuchung von Seeunfällen (SUG) mehrfach 
im Erlaßwege geregelt. Die hierdurch be- 
wirkte Rechtsunsicherheit wird durch die 
Neufassung des § 8 Abs. 5 SUG und die 
Streichung des § 55 GVG in § 8 Abs. 6 SUG 
beseitigt. Gleichzeitig bewirkt die Neufassung, 
daß auch an die Beisitzer bei den Seeämtern 
grundsätzlich dieselbe Entschädigung wie an 
die übrigen ehrenamtlichen Beisitzer zu zah- 
len ist. Damit soll aber der Entscheidung der 
Frage, welche Rechtsnatur die Seeämter und 
das Bundesoberseeamt haben, nicht vorge- 
griffen werden. Die Frage soll in der Neufas- 
sung des Gesetzes über die Untersuchung von 
Seeunfällen geklärt werden. 

Nr 2.* § 11 Abs. 5 SUG muß neu gefaßt wer- 
den, damit die Beisitzer bei dem Bundesober- 
seeamt gleichfalls die Entschädigung nach dem 
Entwurf erhalten. Das Bundesoberseeamt ist 
eine Bundeszentralinstanz mit entsprechen- 
den Aufgaben. Durch die Neufassung des 
§11 Abs, 5 SUG wird auf den gesamten Er- 
sten Abschnitt des Entwurfs verwiesen. Diese 
Beisitzer werden daher auch nach § 7 des 
Entwurfs wie die Beisitzer bei den oberen 
Bundesgerichten entschädigt. 


14 



Zu §§ 17, 18 Abs. 1 

Die Beisitzer bei den Kammern für Wert- 
papierbereinigung werden bisher auf Grund 
des § 30 Abs. 3 des Wertpapierbereinigungs- 
gesetzes nach der früher für Arbeitsrichter 
geltenden Verordnung über die Entschädi- 
gung der Arbeitgeber- und der Arbeit- 
nehmerbeisitzer der Arbeitsgerichtsbehörden 
vom 17. Februar 1932 (RGBl. I S. 74) in der 
Fassung der Verordnung vom 28. Februar 
1934 (RGBl. I S. 173) entschädigt. Diese Re- 
gelung entfällt, da sie Beisitzer im Sinne des 
§ 1 des Entwurfs sind. Die Verweisung in 
§ 30 Abs. 3 des Wertpapierbereinigungsgeset- 
zes wird daher neu gefaßt (§ 17). 

Dagegen soll die Besserstellung nach § 6 des 
Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des 
Wertpapierbereinigungsgesetzes vom 29. März 
1951 (BGBl. I S. 211) bestehenbleiben, um 
diese Beisitzer nicht schlechter als bisher zu 
entschädigen (§ 18). Bei Sitzungen von über 
5 Stunden Dauer kann daher auch künftig 
die Entschädigung für Aufwand nach § 4 
Abs. 2 oder Abs. 3 um 10 DM erhöht wer- 
den. Bei Sitzungen von einer Dauer bis zu 
5 Stunden, die mit Rücksicht auf die hier 
vorliegenden besonderen Verhältnisse häufi- 
ger Vorkommen, wird die Entschädigung für 
Aufwand dadurch verbessert, daß von dem 
in § 4 Abs. 2 und Abs. 3 geforderten Nach- 
weis der Notwendigkeit von Auslagen ab- 
gesehen werden kann. 

§ 6 Abs. 3 des Gesetzes vom 29. März 1951 
kann Infolge der In § 11 Abs. 1 und 2 des 
Entwurfs vorgesehenen Regelung aufgeho- 
ben werden, § 6 Abs. 1 wird neu gefaßt. 

Zu § 18 Abs. 2 

Tn Berlin ist § 30 Abs. 3 des Berliner Wert- 
papierbereinigungsgesetzes vom Landesge- 
setzgeber durch § 1 des Gesetzes zur Ände- 
rung des Wertpapierbereinigungsgesetzes vom 
4. Januar 1951 (Verordnungsblatt für Berlin 
I S. 37) aufgehoben. Die Berliner Vorschrif- 
ten müssen daher gesondert angeglichen wer- 
den. 

Zu § 19 

Die Mitglieder der Steuerausschüsse erhalten 
bisher nach § 30 des Gesetzes über die Fi- 
nanzverwaltung für ihre ehrenamtliche Tätig- 
keit eine Entschädigung, über deren Höhe im 
Gesetz nichts gesagt wird. Durch Verwal- 
tungsanordnungen Ist bestimmt, daß sie nach 
den Vorschriften der Verordnung vom 


1. August 1951 zu entschädigen sind. Der 
Entwurf ersetzt die bisherige Verwaltungs- 
regelung durch eine Regelung im Gesetz 
selbst. § 30 des Finanzverwaltungsgesetzes 
wird daher neu gefaßt und in ihm auf den 
Ersten Abschnitt des Entwurfs verwiesen. 
Um auch für diesen Personenkreis eine ge- 
richtliche Nachprüfung der Entschädigung zu 
gewährleisten, wird § 12 des Entwurfs für 
entsprechend anwendbar und das Finanzge- 
richt für zuständig erklärt, zu dessen Bezirk 
das Finanzamt des Steuerausschusses gehört. 

Zu § 20 

Die Beisitzer der Sorten- und Einspruchsaus- 
schüsse beim Bundessortenamt erhalten bis- 
her nach § 20 des Saatgutgesetzes vom 
27. Juni 1953 (BGBl. I S. 450) in Verbindung 
mit der Verordnung über die Entschädigung 
der Beisitzer der Sorten- und Einspruchsaus- 
schüsse beim Bundessortenamt (Entschädi- 
gungs-Ordnung) vom 23. Februar 1954 (BGBl. 
IS. 18) eine Entschädigung, die sowohl an 
die geltenden Bestimmungen über die Ent- 
schädigung der Zeugen als auch der Beamten 
angelehnt Ist. Durch Neufassung des 5 20 des 
Saatgutgesetzes und Aufhebung der Verord- 
nung vom 23. Februar 1954 in $ 26 Nr. 3 
des Entwurfs wird die Einheitlichkeit der 
Entschädigung auch für diese Beisitzer her- 
beigeführt. Die Entscheidung über die Ent- 
schädigung trifft der Leiter des Bundessor- 
tenamtes. § 12 wird für entsprechend an- 
wendbar erklärt, dabei aber der Rechtszug 
an das Verwaltungsgericht eröffnet, da dieses 
dem Bundessortenamt am nächsten steht. 
Daß die Entschädigung nur auf Verlangen 
gewährt wird, beruht ebenso wie die Vor- 
schrift, daß Beisitzer aus dem öffentlichen 
Dienst nach dem Reisekostenrecht zu ent- 
schädigen sind, auf den besonderen Verhält- 
nissen beim Bundessortenamt. 

Zu § 21 

Die landwirtschaftlichen Beisitzer bei den 
Landwirtschaftsgerichten erhalten bislang ge- 
mäß § 5 Abs. 4 ides Gesetzes über das gericht- 
liche Verfahren In Landwirtschaftssachen eine 
Entschädigung nach der Verordnung vom 
1. August 1951. Diese Regelung entfällt nach 
§ 1 des Entwurfs. § 5 Abs. 4 jenes Gesetzes 
wird daher neu gefaßt, indem nunmehr aul 
den vorliegenden Entwurf verwiesen wird. 

Zu § 22 

Die ehrenamtlichen Beisitzer bei den Geridi- 
ten für Arbeitssachen erhalten bisher nach 
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§ 25 des Anbeitsgeriditsgesetzes und der Ver- 
ordnung über die Entsdiädigung der ehren- 
amtlichen [Beisitzer bei den Gerichten für 
Arbeitssachen vom 30. Juni 1954 (BGBl. I 
S. 194) eine Entschädigung, die im wesent- 
lichen der Verordnung vom 1. August 1951 
entspricht. Diese Regelung entfällt nach § 1 
des Entwurfs. § 25 Abs. 2 des Arbeitsge- 
richtsgesetzes wird daher neu gefaßt (Nr. 1). 
§ 25 Abs. 3 jenes Gesetzes ist damit entbehr- 
lich (Nr. 2). Die Neufassung des § 43 Abs. 1 
Satz 2 (in Nr. 3) beruht darauf, daß in dieser 
Vorschrift bisher auf die alte, durch iden Ent- 
wurf geänderte Fassung des § 25 Abs. 2 ver^ 
wiesen ist. Die Verordnung vom 30. Juni 
1954 kann in § 26 Nr. 4 des Entwurfs aufge- 
hoben werden. 

Zu § 23 

Die Entschädigung der Sozialrichter ist bisher 
in § 19 Abs. 2 und 3 des Sozialgerichtsgeset- 
zes und in der Verordnung über die Entschä- 
digung der Sozialrichter, Landessozialrichter 
und Bundessozialrichter vom 4. November 
1954 (BGBl. I S. 328) geregelt. Diese Rege- 
lung entfällt mit Rücksicht auf § 1 des Ent- 
wurfs. § 19 Abs. 2 des Sozialgerichtsgesetzes 
wird daher neu gefaßt (Nr. 1), § 19 Abs. 3 
des Sozialgerichtsgesetzes und die Verord- 
nung vom 4. November 1954 können aufge- 
hoben werden (Nr. 2, vgl, auch § 26 Nr. 5). 
Die Neufassungen von § 35 Abs. 2 und § 47 
Satz 2 des Sozialgerichtsgesetzes durch die 
Nr. 3 und 4 sind gesetzestechnisch bedingt. 

Zu § 24 

Die ehrenamtlichen Verwaltungsrichter er- 
halten bisher eine Entschädigung auf Grund 
von Verordnungen und Erlassen der Länder. 
§ 24 geht jedoch ebenso wie der gesamte Ent- 
wurf davon aus, daß die Verwaltungsgerichts- 
ordnung vor dem Entwurf in Kraft tritt. 
§ 33 Abs. 1 der Verwaltungsgerichtsordnung, 
in dem nach dem Entwurf auf die für Schöf- 


fen und Geschworene geltende Regelung ver- 
wiesen wird, wird neu gefaßt. Sollte jedoch 
der Entwurf dieses Gesetzes vor der Verwal- 
tungsgerichtsordnung in Kraft treten, so 
wird der Katalog der aufzuhebenden Vor- 
schriften in § 26 durch die entsprechenden 
landesrechtlichen Bestimmurigen zu ergänzen 
sein. 

Zu § 25 

Die Entschädigung der ehrenamtlichen 
Finanzrichter ist bisher durch eine Reihe 
landesrechtlicher Vorschriften geregelt wor- 
den. § 25 stellt es entsprechend § 24 darauf 
ab, daß die Finanzgerichtsordnung vor dem 
Entwurf in Kraft tritt. § 30 Abs. 1 des Ent- 
wurfs der Finanzgerichtsordnung, in dem auf 
die für Schöffen und Geschworene geltende 
Regelung verwiesen wird, wird neu gefaßt. 
Falls der Entwurf dieses Gesetzes vor der 
Finanzgerichtsordnun^g in Kraft tritt, wird 
der Katalog der aufzuhebenden Vorschriften 
in § 26 durch die entsprechenden landes- 
rechtlichen Bestimmungen zu ergänzen sein. 

Zu § 26 

Die in Nr. 1 bis 5 aufgeführten Vorschriften 
sind durch den Entwurf gegenstandslos ge- 
worden. Im einzelnen vergleiche 
zu Nr. 1 Bemerkung zu §§ 17, 18 
zu Nr. 2 Bemerkung zu § 15, Nr. 1 
zu Nr. 3 Bemerkung zu § 20 

zu Nr. 4 Bemerkung zu § 22 

zu Nr. 5 Bemerkung zu § 23. 

Zu § 27 

§ 27 enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu § 28 

Der Entwurf sollte zu einem festen Termin, 
möglichst am ersten Tage eines Vierteljahres 
in Kraft treten. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Vor dem Ersten Abschnitt sind folgende 
Eingangsworte einzufügen; 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz besoilos- 
sen:“. 

Begründung 

Das Gesetz bedarf der Zustimmung des 
Bundesrates, da in ihm mit Zustimmung 
des Bundesrates erlassene Gesetze (Gesetz 
über die Finanzverwaltung, Saatgutgesetz, 
Gesetz über das gerichtliche Verfahren in 
Landwirtschaftssachen, Arbeitsgerichtsge- 
gesetz und Sozialgerichtsgesetz) geändert 
werden und da durch § 19 des Gesetzes 
das Verwaltungsverfahren von Landes- 
finanzbehörden geregelt wird (Artikel 108 
Abs. 3 Satz 2 GG). 

Sdiließlich kommt auch in Betracht, daß 
durch § 16 das Verwaltungsverfahren der 
Seeämter geregelt wird, sofern in den See- 
ämtern nicht Verwaltungsgerichte gesehen 
werden (Artikel 84 Abs. 1 GG). 

2. Zu § 2 Abs. 3 

In § 2 Abs. 3 ist das Wort „wenigstens“ 
zu streichen. 

Begründung 

Eine höhere Entschädigung als 2 DM je 
Stunde erscheint in den Fällen des Absat- 
zes 3 niemals angebracht. 

3. Zu § 2 Abs. 4 

§ 2 Abs. 4 ist wie folgt zu fassen: 

„(4) Die Entschädigung wird für höch- 
stens 10 Stunden je Tag gewährt.“ 

Begründung 

Es erscheint angemessen, die Höchstzeit, 
für die eine Entschädigung gewährt wird, 
dem § 2 Abs. 4 EntwZuSEntschG in der 
Fassung der BT-Vorlage anzügleichen. Im 
übrigen erscheint eine Beschränkung der 


Höchstzeit je Tag auch schon deshalb er- 
forderlich, weil andernfalls Beisitzer, die 
auswärts übernachten müssen, für volle 
24 Stunden Zeitentschädigung erhalten 
könnten. 

4. Zu § 10 

§ 10 ist folgender Absatz 2 anzufügen: 

„(2) § 12 gilt .sinngemäß.“ 
Begründung 

Der Vorschlag entspricht dem § 14 Abs. 3 
des EntwZuSEntschG. Es erscheint aus 
rechtsstaatlichen Gründen erforderlich, 
daß auch die Entscheidung über den An- 
trag eines Laienlbeisitzers auf Vorschuß- 
gewährung der gerichtlichen Nachprüfung 
zugänglich sein muß. 

5. Zu § 11 

a) Die Überschrift zu § 11 ist wie folgt 
zu fassen: 

„Geltendmachung und Erlöschen des 
Anspruchs“. 

Begründung 

Anpassung der Überschrift an den In- 
halt der Bestimmung. 

b) In § 11 ist folgender Satz 1 einzu- 
fügen: 

„Die Beträge, auf die die ehrenamt- 
lichen Beisitzer nach diesem Gesetz An- 
spruch haben, werden nur auf Verlan- 
gen gewährt.“ 

Begründung 

Es besteht kein Anlaß, von dem Er- 
fordernis des Antrags abzusehen. Die 
Erfahrung zeigt, daß in vielen Fällen 
keine Entschädigungsansprüche ge- 
stellt werden. Es entspricht dem Wesen 
des Ehrenamts, wenn es seinem Träger 
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freigestellt wird, ab er für seine ehren- 
amtliche Tätigkeit eine Entschädigung 
beanspruchen will. 

Der bisherige Satz 1 des § 11 wird 
Satz 2. 

6. Zu § 12 Abs. 3 

§ 12 Abs. 3 ist wie folgt zu fassen: 

„(3) Die Entscheidung trifft das Ge- 
richt ohne die Hinzuziehung der ehren- 
amtlichen Beisitzer.“ 

Begründung 

Die Änderung trägt der Forderung nach 
einer einheitlichen Gesetzessprache Rech- 
nung. 

7. Zu § 13 Abs. 1 Nr. 4 und 5 

§ 13 Abs. 1 Nr. 4 und 5 sind zu streidien. 
Begründung 

Es ist abwegig, die Entschädigung der nicht 
im richterlichen Dienst stehenden Mitglie- 
der der nach § 18 des Adbeitsgerichtsge- 
setzes und nach § 11 des Sazialgerichtsge- 
setzes gebildeten Ausschüsse mit dem vor- 
liegenden Gesetzentwurf regeln zu wol- 
len. Es handelt sich nicht um Ausschüsse, 
die bei einem Gericht, insbesondere für 
die Wahl der ehrenamtlichen Beisitzer, 
gebildet sind, sondern um einen von der 


obersten ArbeitsibehÖrde des Landes er- 
richteten Ausschuß, in welchem Vertreter 
der Sozialpartner bzw. der Versicherten 
beratend bei der Ernennung der Vorsit- 
zenden der Arbeitsgerichte bzw. der So- 
zialgerichte tätig werden. Während die 
nach § 40 BVG, § 27 der Verwaltungsge- 
richtsordnung und § 26 der Finanzge- 
richtsordnung (vgl. § 13 Abs. 1 Nr. 1 
bis 3) gelbildeten Ausschüsse Bestandteil 
der Gerichtsverfassung sind, handelt es 
sich hier um eine Angelegenheit der Ver- 
waltung und Dienstaufsicht der obersten 
Arbeitsbehörde des Landes. Die Entschädi- 
gung solcher Ausschußmitglieder, die 
ehrenamtlich für den öffentlichen Dienst 
tätig werden, ist teilweise bereits in der 
primären Zuständigkeit der Länder lan- 
desrechtlich geregelt und muß einer ein- 
heitlichen Regelung durch Landesrecht 
Vorbehalten bleiben. Es ist überdies auch 
zweifelhaft, ob überhaupt die Gesetz- 
gebungskompetenz des Bundes im vorlie- 
genden Fall gegdben ist. 

8. Der Bundesrat hält es für erforderlich, daß 
der vorliegende Gesetzentwurf notfalls 
noch vor der allgemeinen Kostenrechtsreform 
verabschiedet wird, falls deren Verabschie- 
dung durch den gegenwärtigen Bundestag 
wider Erwarten nicht mehr möglich sein 
sollte. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 


Den Vorschlägen des Bundesrates zu 1. (Prä- 
ambel), 2. {§ 2 Albs. 3), 3. (§ 2 Abs. 4), 6. (§ 12 
Abs. 3) urud 7. (§ 13 Abs. 1 Nr. 4 und 5) 
stimmt die Bundesregierung zu. 

Im übrigen nimmt die Bundesregierung wie 
folgt Stellung: 

Zu 4. (§ 10) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. Die 
Gewährung des Vorschusses hängt im Gegen- 
satz zu § 14 )des Entwurfs eines Gesetzes über 
die Entschädigung von Zeugen und Sachver- 
ständigen nicht von einer Bedürftigkeitsprü- 
fung ab. Streit könnte daher lediglich über 
die Höhe des Vorschusses entstehen. Der 
Vorschuß muß von der anweisenden Stelle in 
angemessener Höhe bewilligt werden. Auch 
hierdurch wird die Zahl der Fälle, in denen 


Streit entstehen kann, eingeschränkt. Außer- 
dem steht im allgemeinen die Dauer des Ter- 
mins fest, so daß die voraussichtlich ent- 
stehenden Kosten übersehbar sind. Unter 
diesen Umständen erscheint eine besondere 
Rechtsmittelvorschrift bei § 10 entbehrlich. 

Zu 5. a) und 5. b) (§ 11) 

Dem Vorschlag wird widersprochen. Die 
Zahlung von Amts wegen entspricht der 
richterlichen Stellung des ehrenamtlichen Bei- 
sitzers. Sie ist bereits nach geltendem Recht 
Grundsatz für die Entschädigung des Berufs- 
richters sowie der ehrenamtlichen Beisitzer 
in der Sozialgerichtsbarkeit und bei den Ge- 
richten für Arbeitssachen. § 11 in der Fas- 
sung des Entwurfs schließt im übrigen nicht 
aus, daß der ehrenamtliche Beisitzer auf seine 
Entschädigung verzichtet. 


19 



